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XIV. Gestb:g<:bungspt:riode 

DER BUNDESMINJSTEB FüR FINANZEN 

Z. 11 0502/12-Pr.2/78 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1017 Wie n 

Wien, 1978 03 29 

'f6.21/AB 

1918 .;11'" 3 i 
zu 1632/J 

Auf die Anfragen der Abgeordneten Kittl und Genossen vom 2. Feber 1978, 
Nr. 1632/J, betreffend Förderung und Leistungen des Bundes bei der 
Ei gentumsbi 1 dung im Zusammenhang mi t Ba.usparverti"ägen, zum EY'werb von 
Grundstücken für den Vo 1 kswohmmgsbau, zum Er'Herb von Ei gzntums\'Johnungen 
und Eigenheimen und Leistungen der Bausparkassen zur Finanzierung von 
Genossenschafts- und Mietwohnungen, beehre ich mich mitzuteilen: 

Einleitend darf festgestellt werden, daß die vier österreichischen Bau­

sparkassen vor allem in den letzten Jahren~ insbesondere im Jahr 197h trotz 
verminderter Bausparprämie fUr Bausparverträge, die ab dem 9. Juni 1976 
abgeschlossen wurden, ai)f eine besonders gUnstige Geschäftsent\vicklung 

zurückblicken konnten. Die urspY'ünglich erwartete Y'i.ickläufige Tendenz 
des Abschlusses von neuen Bausparverträgen im Jahr 1977 konnte durch eine 
erhöhte Aktivität der Bausparkassen und die Erfassung neuer Bausparkunden 
weitgehend aufgefangen werden (NeuabschlUsse 1976: 431.903, 1977: 416.575). 

Di e vier österl~ei chi sehen Bausparkassen vervia 1 ten derzeit bere; ts ei ne 
Bausparvertragsanzahl von 1,546.800,-- mit Vertragssummen von zusammen 
S 263,626,000.000,--. Die Bauspareinlagen betrugen zum 31. Dezember 1977 
S 42.645,000.000,--; die aushaftenden Bauspardarlehen und Zwischendarlehen 
S 41.606~OOO.OOO,--. Vor allem die Steigerung der Finanzierungsleistungen 
der Bausparkassen für den vJohnbau (Gesamtfinanzierungsleistung 1977 

S 10,604.000.000,--, 1976 S 8.071,000.000,--) ist die bisher höchste seit 
Bestehen der Bausparkassen. Die Bausparkassen sind daher auch weiter in 
der Lage, ihren gesamtwirtschaftlichen, wohnungspolitischen, 502ia1- und 
eigentumspolitischen Aufgaben bestens nachzukommen. 
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Zl~Jl!. 
,L\m 31. Dezember 1976 bettug der 8ausparei n1 agenstand bei a11 en vier 
österreichischen Bausparkassen 38.698,000.000,--, am 31. Dezember 1977 
42.645=000.000)--. Die Steigerung der ßauspareinlagen betrugen im Jahre 1976 
7.445,OOO.OOO~-- und im Jahre 1977 3.947,OOO.OOO,--~ wobei zu bemerken ist, 
daß ein beträchtlicher Teil der zum Jahresende 1977 gekündigten Bausparg~t­

haben vet'einbal"ungsgemfi!3 erst am 2. Jänner 1978 UbenJ;esen \'JUrde, wodur.ch 
sich die Steigerung dieses Jahres stark reduziert. Dabei muß aber berücksichtigt 
werden, daß 1m Jahr 1917 rund 10 Mrd. Bauspareinlagen, die aus den Verträgen 
des ßauspal~booms 1972 resulti eren, zurUckgezahl t \tJUrdcn . 

. ~~_ 2)~ 
Am 31. Dezember 1976 bestanden an reinen ßauspardarlehen S 31.757,000.000,--, 

an Bausparzwischendarlehen S 3.837~OOO.OOO,--, zusammen S 35.788,000.000,-­

während am 31. Dezember 1977 die reinen ßauspardarlehen S 34.591,000.000,--, 
die BausparzwischendaY'lehen S 6.892,000.000,"-' zusammen also S 41.606,000.000,-­

betrugen. Die Gesamtzuwach~rate von S 5.818,000.000,-- entspricht einer 
Steigerung von 16,3 % . 

.?~l~ 
Die Anzahl durch Bau~pardarlehen finanzierter Eigenheime und Eigentumswohnungen 
ist von 22.998 im Jahre 1976 um 3.193 auf 26.191 im Jahre 1977 angestiegen. 

1-1.1 4}:. 
Di e Aufwendungen des Bundes füt~ Bausp<:.rprämi en betrugen im Jahr: 

1976 
1977 

S 2.647.988.131,-­
S 2.995,727.701,--

Die Senkung der Bausparprämio hat sich im ersten Jahr wegen der von 1972 bis 
zum 9. Juni 1976 noch mit der alten höheren Prämie begUnstigten abgeschlossenen 
Bausparvertrtige nicht wesentlich ausgewirkt. 

Zu 5): ...... -
Seit Mai 1976 wurden durch die Bausparkassen insgesamt 1.281 Wohneinheiten 
dieser Art finanziert. Die Bausparkassen sind grundsätzlich bereit, Genossen­
schafts- und Mi etwohnungen zu den ",11111 gerne; nen Bedi ngungen fijr Bausparverträge" 
voll zu finanzieren, doch sind leider die Bauträgeraus verschiedenen, aus­
schließlich in ihrem Geschäftsbereich bestehenden GrUnden nur zögernd bereit, 
von der ErmächtigunH des Bundesminister"iums für Finanzen Gebrach zu machen. 

. .~ , 
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nie Hauptprobleme dUrften sein: 
1. Einzahlung von Eigenmitteln in der HHhe von 30 % der Bausparvertragssumme. 

Diese für das Funktionieren des Bausparsystems wesensnot.\'Jendige Voraus­
setzung einer Darlehensinanspruchnahme bereitet den geme1nnUtzigen Bau-, 
Wohn- und Siedlungsvereinigungen auf Grund ihres geringen Eigenkapitals 
große Schwierigkeiten. 

2. Die zum Teil seit Jahrzehnten bestehenden und bewährten Geschäftsverbindungen 
zwischen Kreditunternehmungen und ßauträgern werden weiterhin aufrechter­
halten. FUr die Wohnungswerber bedeutet dies trotz höherer Darlehenskosten 
momentan keine hHheren ßelastungen t da öffentliche AnnuitätenzuschUsse und 
Wohnbeihilfen auf Grund der Wohnbauförderung die Unterschiede ausgleichen. 
Di e Aufwendungen der Gebi etskörperschaften 5 tei gen demgemiiß an. 

3. DeI' Unterschied der Aufwendungen für ~1;et- und Genossenschafts\>./ohnungen 
einerseits und Eigentumswohnungen andererseits ist so gering~ daß er den 
Erwerb einer Eigentumswohnung na.heole.gt. Daher steigt auch der Anteil von 
Eigentumswohnungen, die durch gemeinnUtzige Bauträger errichtet werden, 
ständig an. 

Die schon seit längerer Zeit bestehenden Kontakte und Verhandlungen zwischen 
potenten Bauträgern, besonders aus dem Wiener Raum und den Bausparkassen, werden 
gerade in jUngster Zeit immer intensiver und konkreter, was nicht zuletzt auf 
die Finanzierungsbereitschaftund Finanzierungsmöglichkeiten der Bausparkassen 
zurUckzufUhren ist, sodaß mit Vereinbarungen in Zukunft Uber weitere Wohnbau­
vorhaben zu rechnen ist. 
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